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1. Allgemeines 

1.1. Anlass der Planung 
Historisch gesehen ist das Flurstück 1101/5 schon seit Anfang des 20. Jahrhunderts 
mit einer gewerblichen Nutzung besetzt. Bis zum Beginn des 2. Weltkrieges befand 
sich dort eine Stuhlfabrik der Familie Bosch. Während der Kriegsjahre wurde die Mö-
belfirma Wirth und Neub in den Gebäuden untergebracht. Mit dem Erwerb des Grund-
stücks 1965 gründete sich dort die Firma Auto Geist. Das östlich gelegene Flurstück 
1099/2 wurde bis in die 1960er Jahre als Garten genutzt. Anschließend pachtete es 
die Firma Auto Geist und nutzte es als Parkplatz. Im Jahre 1987 ging das Flurstück mit 
in das Eigentum der Familie Geist über.   
Im Juli 1997 wurde die Umnutzung des Autohauses mit Werkstatt in einen Supermarkt 
genehmigt. Zunächst war der Supermarkt „Anadolu“ dort ansässig und wurde 2009 
durch die Aroma Supermarkt GmbH übernommen. Während der Nutzung der Fläche 
durch den Supermarkt gab es immer wieder Beschwerden aus der Nachbarschaft über 
Lärm- und Geruchsbelästigungen. Zum Jahresende 2025 hat der Supermarkt ge-
schlossen, seitdem steht das Gebäudeensemble leer und stellt eine Brachfläche dar. 
Beide Flurstücke im Geltungsbereich befinden sich im Eigentum des Vorhabenträgers. 
Auf dem Flurstück 1101/5 soll der bisher bestehende und leerstehende „Aroma-Su-
permarkt“ mit seinen Verkaufs- und Lagerflächen zurückgebaut werden, um Platz zu 
schaffen für den neu geplanten Geschosswohnungsbau. Zum heutigen Zeitpunkt ist 
das Flurstück 1099/2 versiegelt und wird/wurde als Parkplatz genutzt. Durch den Vor-
habenträger sollen 4 Wohngebäude, private Grünflächen und ein Kleinkinderspielplatz 
entstehen, unterirdisch wird sich eine Tiefgarage befinden. 

1.2. Ziele des Bebauungsplans 
Grundsätzliche Planungsziele ergeben sich aus den Zielen und Grundsätzen der Lan-
des- und Regionalplanung sowie aus § 1 Abs. 5 und 6 sowie § 1a Abs. 1 BauGB. 
Danach soll eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung gewährleistet, eine men-
schenwürdige Umwelt gesichert und die natürlichen Lebensgrundlagen geschützt und 
entwickelt werden. 
 
Bezogen auf den Geltungsbereich des Bebauungsplans sind insbesondere folgende 
Planungsgrundsätze und Planungsziele relevant: 
 Eine städtebauliche Entwicklung durch Maßnahmen der Innenentwicklung und 

Nachverdichtung zur Schaffung von innerstädtischem Wohnraum sowie  
 der sparsame Umgang mit Grund und Boden durch Inanspruchnahme einer be-

reits bebauten und erschlossenen Fläche. 
 
Mit dem Bebauungsplan soll die planungsrechtliche Grundlage für den Bau von 4 
Mehrfamilienhäusern mit ca. 30-35 Wohnungen und insgesamt ca. 40 – 45 Kfz-Stell-
plätzen geschaffen werden. Die bestehenden Gebäude sind nicht erhaltungswürdig 
und werden abgebrochen.  
 
Bestandteil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist ein Durchführungsvertrag 
gemäß § 12 Abs. 1 BauGB, in dem sich der Vorhabenträger zur Durchführung des 
Vorhabens sowie zur Übernahme der Planungs- und Erschließungskosten verpflichtet.  
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 Städtebauliches Konzept  
Der Vorhabenträger plant auf den Grundstücken Flst. Nrn. 1101/5 und 1099/2, nach 
Beseitigung der Bestandsgebäude und einer Entsiegelung der Stellplatzfläche, die Er-
richtung von vier Gebäuden mit zwei bis drei Vollgeschossen plus Staffelgeschoss. 
Die Planung sieht insgesamt ca. 30-35 Wohneinheiten vor, welche insbesondere für 
Familien attraktiv und teilweise barrierefrei sein sollen. Die aktuelle Planung umfasst 
einen Geltungsbereich in der Größenordnung von ca. 4.250 m² sowie eine Wohnfläche 
von insgesamt ca. 3.300 m².   
Mit der Aufstellung eines Bebauungsplanes wird neues Baurecht geschaffen, welches 
gegenüber der Realisierbarkeit mit § 34 BauGB nach aktuellem Stand ca. 1.800 m² 
mehr an Bruttogeschossfläche ermöglicht. Damit greift die beschlossene Vorgabe des 
Gemeinderates zur Schaffung von sozial orientiertem Wohnraum. Die Bagatellgrenze 
von 1.000 m² Bruttogeschossfläche, die erst über die Aufstellung eines neuen Bebau-
ungsplans ermöglicht wird, wird überschritten. Es entsteht eine Verpflichtung zur 
Schaffung von sozial orientiertem Wohnraum gemäß der in Weinheim geltenden So-
zialquote (10% Sozialwohnungen, 10% preisgedämpfte Wohnungen) in einer Größen-
ordnung von ca. 360 m².  
Der Bereich um die Johannisstraße/Paulstraße ist durch heterogene Bebauung ge-
kennzeichnet. Mit unterschiedlichen Nutzungen und Baustilen gibt es bisher eine Mi-
schung aus Ein- und Mehrfamilienhäusern sowie größeren Kubaturen z.B. das Ge-
meindehaus Herz Jesu, die Stadthalle und gewerblichen Anlagen. Das geplante Vor-
haben orientiert sich an der direkten Umgebung. Zur Nordseite an der Paulstraße wird 
der bestehende Riegel fortgesetzt und in Richtung Süden öffnet sich die Bebauung 
durch freistehende Gebäude. Die Durchströmung des Quartiers wird durch die offene 
Bauweise der Ost-West Achse begünstigt und der Blick wird in den ehemaligen Innen-
hof geöffnet, wodurch der Straßenabschnitt in der Johannisstraße aufgewertet wird. 
Die Dächer sind als Flachdächer geplant und mit einer Dachbegrünung auf mindestens 
70% der Dachfläche festgesetzt. Die Photovoltaik-Pflicht wird berücksichtigt und auf 
dem Dach integriert. Auf den nicht überbauten Tiefgaragenflächen ist eine intensive 
Begrünung vorgesehen.  
Das Vorhabengrundstück ist derzeit vollständig überbaut bzw. durch Parkplatzflächen 
versiegelt. Durch die Teilentsiegelung der bisherigen Parkplatzflächen, die geplante 
Dachbegrünung sowie die Baum- und Gehölzpflanzungen ergibt sich insgesamt eine 
positive ökologische Entwicklung. Gleichzeitig ergibt sich durch die geplante tiefe Be-
bauung mit Mehrfamilienhäusern die bestmögliche Ausnutzung der Fläche und dem 
Ziel der Innenentwicklung wird gefolgt.  
Das Gebäude im Norden verfügt über drei Vollgeschosse zuzüglich dem Staffelge-
schoss und orientiert sich an der allgemein höheren Bestandshöhe in der Paulstraße. 
Die beiden Gebäude an der Johannisstraße haben jeweils zwei Vollgeschosse zuzüg-
lich Staffelgeschoss und fügen sich in die bestehende Struktur in der Johannisstraße 
ein. Das Gebäude im Inneren auf dem Flurstück 1099/2 hat drei Vollgeschosse zuzüg-
lich dem Staffelgeschoss. Die Regelung zur Errichtung von Spielplätzen gemäß § 9 
Abs. 2 LBO wird eingehalten. Zu diesem Zweck ist eine Tiefgarage vorgesehen, die 
von der Paulstraße aus erschlossen wird.  
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 Erschließung 
Die verkehrliche Erschließung des Grundstücks erfolgt derzeit über die östlich verlau-
fende Johannisstraße. Von hier wird das Grundstück künftig für den nicht motorisierten 
Verkehr sowie für Feuerwehr- und Rettungsfahrzeuge erschlossen. Die erforderlichen 
Stellplätze werden unterirdisch untergebracht. Die Ein- und Ausfahrt der geplanten 
Tiefgarage erfolgt von Norden, über die Paulstraße.  
In direkter Nähe zum Vorhaben befindet sich die Bushaltestelle „Stadthalle“, welche 
von den Linien 632/632A bedient wird. Ebenfalls fußläufig erreichbar ist die Bushalte-
stelle „Hirschkopfstraße“ mit der Linie 631. Der Hauptbahnhof ist 700 m entfernt.  
Die Versorgung des Gebietes mit Strom, Wasser und Abwasser erfolgt durch die in 
den angrenzenden öffentlichen Verkehrsflächen vorhandene Infrastruktur.  
Durch eine wasserdurchlässige Gestaltung der Oberflächen wird eine teilweise Versi-
ckerung des anfallenden Regenwassers ermöglicht. 

1.3. Lage und räumlicher Umgriff des Geltungsbereichs 
Das Plangebiet befindet sich in der Weinheimer Nordstadt, nördlich der Weschnitz und 
östlich der B3 und grenzt an die Johannisstraße und an die Paulstraße. Der Geltungs-
bereich umfasst neben den privaten Flurstücken 1101/5 und 1099/2 des bisherigen 
Lebensmittelmarktes auch die angrenzende öffentliche Verkehrsfläche, jeweils bis zur 
Straßenmitte. Die privaten Flächen haben eine Fläche von ca. 2.721 m², die Fläche 
des gesamten Geltungsbereichs beträgt ca. 3.200 m². 
 

 
Abbildung Nr. 1: Ausschnitt Stadtplan, ohne Maßstab  

1.4. Verfahren 
Voraussetzung für die planungsrechtliche Genehmigungsfähigkeit des Vorhabens ist 
die Aufstellung eines Bebauungsplans. Vor dem Hintergrund der konkreten Projekt-
planung soll der Bebauungsplan nach §12 BauGB als Vorhaben- und Erschließungs-
plan (vorhabenbezogener Bebauungsplan) aufgestellt werden. 
Weiterhin wird der Bebauungsplan gemäß § 13a BauGB als "Bebauungsplan der In-
nenentwicklung" aufgestellt. Die Aufstellung des Bebauungsplans wurde vom Aus-
schuss für Technik, Umwelt und Stadtentwicklung am 29.11.2023 beschlossen. In der 
gleichen Sitzung wurde das städtebauliche Konzept und der Entwurf der Hochbaupla-
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nung des Vorhabenträgers zustimmend zur Kenntnis genommen und die Durchfüh-
rung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange beschlossen.  
Die Möglichkeit einer Verfahrensbeschleunigung durch Verzicht auf die Durchführung 
einer frühzeitigen Beteiligung wird somit nicht in Anspruch genommen. 
Die Voraussetzungen zur Durchführung eines beschleunigten Verfahrens nach § 13a 
BauGB sind erfüllt: 
 Der Bebauungsplan dient der Nachverdichtung und Innenentwicklung gemäß § 

13a Abs. 1 BauGB. 
 Die in § 13a Abs. 1 BauGB genannte Obergrenze von 20.000 m² Grundfläche 

wird deutlich unterschritten, da die geplante Grundfläche nur rund 1.500 m² um-
fasst. 

 In der direkten Umgebung des Plangebiets sind keine weiteren Bebauungspläne 
geplant. Die Pflicht zur Hinzurechnung von Grundflächen aus anderen Bebau-
ungsplänen ("Kumulationsverbot") liegt daher nicht vor.  

 Der Bebauungsplan begründet keine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung führen. 

 Es liegen keine Anhaltspunkte dafür vor, dass bei der Planung Pflichten zur Ver-
meidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 
Satz 1 des Bundes-Immissionenschutzgesetzes zu beachten sind. 

 Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB genannte 
Schutzgüter (z. B. FFH-Richtlinie, Fläche nach dem Bundesnaturschutzgesetz) 
liegen nicht vor. 

 Eine naturschutzrechtliche Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung ist entsprechend § 
13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB nicht erforderlich. Zudem ist das Grundstück bereits 
bebaut und überwiegend befestigt und versiegelt. 

 Die Umweltbelange werden im weiteren Verfahren ermittelt, bewertet und in die 
Planung eingestellt. Eine eigenständige Umweltprüfung/Umweltbericht ist ent-
sprechend § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB nicht erforderlich. Unabhängig von der Um-
weltprüfung sind die artenschutzrechtlichen Vorschriften des Bundesnatur-
schutzgesetzes zu beachten. 

 
Eine Änderung oder Anpassung des Flächennutzungsplans im Wege der Berichtigung 
ist nicht erforderlich. 

2. Übergeordnete Planungen / sonstige relevante Planungen 

2.1. Landesentwicklungsplan 2002 (LEP 2002) 
Die Große Kreisstadt Weinheim befindet sich im baden-württembergischen Teil des 
grenzüberschreitenden Verdichtungsraumes der Metropolregion Rhein-Neckar. Dem 
Mittelbereich Weinheim sind die Gemeinden Hemsbach, Hirschberg an der Berg-
straße, Laudenbach und Weinheim zugeordnet. Darüber hinaus sind Verflechtungen 
von Gemeinden in Hessen wie Viernheim, Heppenheim (Bergstraße), Mörlenbach, Bir-
kenau etc. zu berücksichtigen. Im seit dem 21.08.2021 verbindlichen Landesentwick-
lungsplan ist die Stadt Weinheim entlang der Landesentwicklungsachse Heidelberg – 
Weinheim (- Darmstadt) als Mittelzentrum ausgewiesen. Aufgrund der unterschiedli-
chen Maßstäblichkeit ergibt sich für das grundstücksbezogene Vorhaben keine unmit-
telbare landesplanerische Zielvorgabe. 
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2.2. Einheitlicher Regionalplan Rhein-Neckar (2014) 
Der seit dem 15.12.2014 verbindliche "Einheitliche Regionalplan Rhein-Neckar" stellt 
für das Plangebiet "Regionale Siedlungsstruktur – Siedlungsfläche Wohnen, Bestand" 
dar. Der Bebauungsplan entspricht somit der regionalplanerischen Zielvorstellung. 

2.3. Flächennutzungsplan der Stadt Weinheim (2004) 
Der seit dem 30.12.2004 wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Weinheim stellt für 
das Plangebiet "Wohnbaufläche" dar. Die geplante Art der baulichen Nutzung (allge-
meines Wohngebiet) entspricht der Darstellung des Flächennutzungsplans.  
 

Abbildung Nr. 2: Ausschnitt Flächennutzungsplan, ohne Maßstab 

2.4. Verbindliche Bauleitplanung 
Für Teile des Bereiches gilt der Bebauungsplan Nr. 017 „Plan zur 1. Festlegung einer 
Straßen- und Bauflucht auf der Nordseite der Birkenauer Talstraße zwischen Johan-
nisstraße und Untergasse 2. Änderung der Baufluchten für die Bissinger Straße“ von 
1914. Dieser Bebauungsplan beinhaltet innerhalb des Geltungsbereichs lediglich eine 
Bauflucht entlang der Paulstraße. Im Übrigen richtet sich die planungsrechtliche Zu-
lässigkeit nach § 34 BauGB anzuwenden.  
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Abbildung Nr. 3: Ausschnitt Bebauungsplan Nr. 017 mit Eintrag des geplanten Geltungsbereichs, ohne 
Maßstab  

3. Auswirkungen der Planung 

3.1. Verkehr 
Das Plangebiet wird von der Johannisstraße und der Paulstraße erschlossen. Die Zu-
fahrt erfolgt derzeit über die Johannisstraße. Die Anlieferungszone und die Parkierung 
der Einzelhandelsnutzung mit insgesamt ca. 40 Stellplätzen waren im Innenhof ange-
ordnet.  
Die Planung sieht die Unterbringung der notwendigen Stellplätze in einer Tiefgarage 
mit Zufahrt von der Paulstraße vor. 
Entsprechend der Landesbauordnung ist pro Wohneinheit ein Stellplätz erforderlich. 
Diese gesetzliche Anforderung wird durch das Vorhaben mehr als erfüllt.   
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Für die genannten 30 bis 35 Wohneinheiten sollen die notwendigen Stellplätze in einer 
Tiefgarage untergebracht werden. Insgesamt sind ca. 40 - 45 Kfz-Stellplätze und ca. 
55 - 60 Fahrradabstellplätze vorgesehen. Der Innenhof bleibt frei von Parkierung und 
KfZ-Verkehr und ist ausschließlich für Feuerwehr und Rettungsfahrzeuge befahrbar. 
Das Verkehrsaufkommen und der Stellplatzwechsel der künftigen Wohnnutzung wird 
aufgrund der geplanten Nutzung gegenüber der derzeitigen Nutzung deutlich redu-
ziert, womit es auch zu einer deutlichen Verkehrslärmreduzierung kommen wird.  
Der Innenhof bleibt frei von Parkierung und KfZ-Verkehr und ist ausschließlich für Feu-
erwehr und Rettungsfahrzeuge befahrbar.  

3.2. Technische Infrastruktur 
Trotz der Überbauung und Unterbauung durch eine Tiefgarage soll das Regenwasser 
so weit wie möglich auf dem Grundstück zurückgehalten und zur Versickerung oder 
Verdunstung gebracht werden.   
Eine Versickerung ist in den nicht unterbauten Flächen an der östlichen und südlichen 
Grundstücksgrenze möglich. Durch die Begrünung der Dach- und Tiefgaragenflächen 
und die Festsetzung von versickerungsfähigen Oberflächen kann das Regenwasser 
weitgehend zurückgehalten und die Einleitung in den Kanal verzögert und stark redu-
ziert werden.  
In den Kartendarstellungen der Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg 
(LUBW) ist das Plangebiet nicht als Überschwemmungsgebiet oder Überflutungsflä-
che gekennzeichnet. 

4. Umweltbelange 
Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans erfolgt als Bebauungsplan 
der Innenentwicklung nach § 13a BauGB. Die hierfür notwendigen Zulässigkeitsvo-
raussetzungen werden erfüllt (vgl. Kapitel 2). Danach ist eine Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB sowie ein Umweltbericht nach § 2a BauGB nicht erforderlich. Weiterhin 
ist im genannten Verfahren die Eingriffsregelung nach § 1a BauGB in Verbindung mit 
§ 18 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) nicht anzuwenden. Unabhängig von die-
ser Formvorschrift sind die Belange des Umweltschutzes entsprechend § 1 Abs. 6 Nr. 
7 BauGB zu berücksichtigen. Ebenso sind die Bestimmungen zum besonderen Arten-
schutz (§ 44 BNatSchG) zu berücksichtigen. 

4.1. Anderweitige Planungsmöglichkeiten 
Es wurden keine sich wesentlich unterscheidenden Konzeptalternativen oder Pla-
nungsvarianten erarbeitet. Im Voraus wurde sich mit der Möglichkeit befasst, nur eine 
Randbebauung umzusetzen, die nach § 34 BauGB zulässig wäre. Um die Fläche vor 
dem Hintergrund von Nachverdichtung und Innenentwicklung maximal zu nutzen, 
wurde jedoch die Bebauung auch in der Tiefe bevorzugt. Eine andere Gebäudeanord-
nung wurde ebenfalls überlegt, jedoch erzielte diese nicht mehr Wohnfläche. Eine Er-
höhung der Gebäudehöhe, um noch mehr Wohnraum zu erzielen, wurde wieder ver-
worfen, damit sich die geplanten Gebäude bestmöglich in die städtebauliche Umge-
bung einfügen. 
In Anbetracht der vorhabenbezogenen Planung ergeben sich keine grundsätzlichen 
Standort- oder Flächenalternativen, da es sich um eine Konversionsfläche in verdich-
teter Innenstadtlage handelt.  
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Mit Verzicht auf das Vorhaben im Sinne einer "Nullvariante" ginge ein Verzicht auf 
zusätzlichen Wohnraum in Weinheim sowie eine Mindernutzung des Grundstücks oder 
ein Leerstand einher.   
Nach Abwägung der jeweiligen Vor- und Nachteile der Varianten soll nun die planungs-
rechtliche Grundlage für das vorliegende Vorhaben geschaffen werden.  

4.2. Schutzgebiete 
Der gesamte Siedlungsbereich Weinheims östlich der Bahn liegt innerhalb des Natur-
parks "Neckartal-Odenwald". Naturparke dienen sowohl dem Schutz und Erhalt der 
Kulturlandschaften mit ihrer Biotop- und Artenvielfalt als auch der Erholung, dem nach-
haltigen Tourismus und einer dauerhaft umweltgerechten Landnutzung sowie auch der 
Bildung für nachhaltige Entwicklung. Negative Auswirkungen des Vorhabens auf diese 
Schutzziele sind nicht zu erwarten. 
Die westliche Grenze des Landschaftsschutzgebietes "Bergstraße-Nord" liegt in einer 
Entfernung von ca. 450 m. Landschaftsschutzgebiete dienen insbesondere der Erhal-
tung der natürlichen Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Landschaft und sollen zur 
Erhaltung oder Wiederherstellung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts sowie zur 
Erhaltung oder Verbesserung der Nutzungsfähigkeit der Naturgüter beitragen. Da sich 
der Geltungsbereich innerhalb des Siedlungskontextes befindet, sind keine negativen 
Auswirkungen des Vorhabens auf diese Schutzziele zu erwarten. 
Das nächstgelegenen Naturdenkmal "Blutbuche Stadthalle" auf dem Grundstück Bir-
kenauer Talstraße Nr. 5 ist von dem Vorhaben nicht betroffen.  

4.3. Schutzgut Pflanzen, Tiere und Biologische Vielfalt 
Die Flächen innerhalb des Plangebietes sind vollständig überbaut bzw. versiegelt und 
frei von nennenswerter Vegetation. Zur Ermittlung und Bewertung artenschutzrechtli-
cher Belange wurde eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (SaP) durchgeführt.1    
Im Ergebnis konnten ein Vorkommen und eine Betroffenheit streng geschützter Arten 
aus den Gruppen Brutvögel (Mauersegler), Fledermäuse und Reptilien (insbesondere 
Eidechsen) nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden.  
Als vorgezogene Artenschutzmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) ist die Anbringung von 
Nistkästen für Mauersegler und Fledermauskästen als vorgezogener Ausgleich für ent-
fallende/entwertete Quartiere vorgesehen.  
Weiterhin ist zur Vermeidung von Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG grund-
sätzlich die vorgegebene gesetzliche Frist (Oktober bis Februar) für Rodungsarbeiten 
einzuhalten und vor Abriss des Gebäudes zu prüfen, ob dieses von streng bzw. euro-
parechtlich geschützte Arten als Quartier- / Brutstätte genutzt wird. Bei festgestellten 
Vorkommen ist in enger Abstimmung mit der zuständigen Behörde ein Plan zum Erhalt 
oder Ersatz der Lebensstätte oder zur Umsiedlung der Tiere zu erarbeiten. 
Unter Beachtung der entsprechenden Maßnahmen werden Verbotstatbestände nach 
§ 44 Abs. 1 Nr. 1-3 nicht ausgelöst.  
Die vorgeschlagenen artenschutzrechtlichen Maßnahmen werden im Rahmen des Be-
bauungsplanverfahrens berücksichtigt und so weit wie möglich in die Festsetzungen 
des Bebauungsplans bzw. in den Durchführungsvertrag aufgenommen. 

 
1 Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung, Bioplan GbR, Heidelberg, 25.10.2024  
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Durch die derzeit weitgehende Bebauung, Versiegelung und Vegetationsfreiheit fehlen 
Lebensräume und Lebensgrundlagen für Pflanzen und Tiere. Daher sind auch Pflan-
zen und Tiere die nicht dem Artenschutz unterliegen, von dem Vorhaben nicht nen-
nenswert betroffen. Im Zuge der Neuplanung entstehen Garten- und Vegetationsflä-
chen sowie begrünte Dachflächen. Entsprechend Planeintrag sind die 15 festgesetz-
ten Einzelbäume als Laubbäume zweiter oder dritter Ordnung zu pflanzen, zu pflegen, 
dauerhaft zu erhalten und bei Verlust in der nächsten Pflanzperiode zu ersetzen. Ei-
nige der vorgeschlagenen Baumarten sind aufgrund ihres Pollen- und Nektarangebo-
tes besonders bienen- und insektenfreundlich und dienen Vögeln als Nahrungsquelle 
und Brutgelegenheit. Zum Artenschutz werden insektenschonende Leuchten und 
Leuchtmittel festgesetzt. Insgesamt sind durch die Neugestaltung der Grundstücksflä-
chen gegenüber der Bestandssituation positive Effekte für die Tier- und Pflanzenwelt 
sowie die Artenvielfalt zu erwarten.   

4.4. Schutzgut Fläche und Boden  
Beim Schutzgut Fläche steht die Thematik des Flächenverbrauchs im Fokus der Be-
trachtung. Grundlage ist § 1a Absatz 2 BauGB, wonach mit Grund und Boden sparsam 
und schonend umgegangen werden soll. Zur Verringerung einer zusätzlichen Flächen-
inanspruchnahme durch bauliche Nutzungen sind Möglichkeiten der Wiedernutzbar-
machung von Flächen sowie Nachverdichtungen und Maßnahmen der Innenentwick-
lung zu nutzen. Da es sich bei dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan um die Neu-
ordnung für ein bereits bebautes Gebiet handelt, werden keine zusätzlichen Flächen 
in Anspruch genommen. 
Die beiden Flurstücke innerhalb des Geltungsbereichs (1099/2 und 1101/5) wurden 
seit dem Jahr 1903 gewerblich genutzt. Unter anderem waren Betriebe zur Holzbear-
beitung und Möbelproduktion, zum Handel, zu produzierendem und verarbeitendem 
Gewerbe tätig und ein KfZ-Gewerbe einschließlich Werkstatt auf dem Gelände ansäs-
sig. 
Die Grundstücke sind unter der Objektnummer 04605-001 "Sitzmöbelfabrik Würth-
Neub, Johannsistraße 2" im Boden- und Altlastenkataster des Landratsamtes ver-
zeichnet.  
Im Auftrag des Landratsamtes wurde im Jahr 2005 ein Gutachten zur Gefahrver-
dachtserforschung durchgeführt.2 Im Ergebnis wurde an allen Sondierungspunkten 
künstliche Auffüllungsschichten mit Beimengungen von Bauschutt, Ziegelbruch und 
Schlacke festgestellt. Eine von der Auffüllungsschicht bzw. den Bodenverunreinigun-
gen potentiell ausgehende Gefährdung der Schutzgüter Grundwasser und Mensch ist 
bei der derzeit vollständig vorhandenen Bebauung bzw. Versiegelung nicht gegeben. 
Bei Entfernen der Oberflächenversiegelung wird es aber erforderlich, die vorliegenden 
Schadstoffgehalte bezüglich der neuen Situation zu bewerten und den Handlungsbe-
darf im Einzelfall neu festzulegen. Bei zukünftigen Eingriffen in den Untergrund bzw. 
bei Erdarbeiten wird Bodenaushub anfallen, der nicht uneingeschränkt weiterverwen-
det werden darf, sondern entsorgungsrelevant ist.  
Nach derzeitigem Kenntnisstand ist im Rahmen des Erdaushubs bzw. der Tiefbauar-
beiten zumindest auf Teilflächen mit der Notwendigkeit einer fachgerechten Entsor-
gung des Aushubs zu rechnen.   

 
2 Gefahrverdachtserforschung der altlastenverdächtigen Fläche Objekt-Nr. 4605 "Sitzmöbelfabrik   

Würth-Neub", Helmut Reutemann GmbH, Mannheim 14.10.2005 
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Nach dem Leerstand der Gebäude wurden weitere Untersuchungen in Abstimmung 
mit der unteren Bodenschutzbehörde durchgeführt (vgl. Kap. 4.8.2 "Bodenverunreini-
gungen / Altlasten).3 Im Ergebnis sind die belasteten Böden und Auffüllungen zu ent-
fernen und zu entsorgen. Die erforderlichen Maßnahmen und deren Begleitung durch 
ein fachkundiges Ingenieurbüro sind Gegenstand des Durchführungsvertrags. 
In der Planzeichnung des Bebauungsplans ist die gesamte Fläche des Geltungsbe-
reichs nach § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB als Fläche gekennzeichnet, deren Böden erheblich 
mit umweltgefährdeten Stoffen belastet sind. 

4.5. Schutzgut Wasser 
Im Plangebiet und dessen unmittelbarer Umgebung sind keine Oberflächengewässer 
vorhanden. Für das Plangebiet sind keine wasserrechtlichen Schutzgebiete ausgewie-
sen. In den Kartendarstellungen der Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg 
(LUBW) ist das Plangebiet nicht als Überschwemmungsgebiet oder Überflutungsflä-
che gekennzeichnet. In rund 60 m Entfernung befindet sich die Weschnitz (Gewässer 
1. Ordnung). Erhebliche Auswirkungen hierauf sind nicht zu erwarten. 
Aufgrund des bestehenden hohen Versiegelungsgrades und den damit fehlenden Ver-
sickerungsflächen ist aktuell von einer geringen Grundwasserneubildungsrate auszu-
gehen. Die geplante Bebauung weist eine geringere Versiegelung auf und berücksich-
tigt die Versickerung und Zurückhaltung des Niederschlagwassers auf dem Plange-
biet. Daher ist insgesamt eine positive Auswirkung auf das Schutzgut Wasser zu er-
warten. 
Zur weiteren Konkretisierung wurde für das Vorhaben ein "Fachbeitrag Wasserhaus-
haltsbilanz" erstellt.4 Dieser beinhaltet ein Entwässerungskonzept sowie eine Wasser-
haushaltsbilanz einschließlich der vorhabenbezogenen Maßnahmen zur Nieder-
schlagswasserbewirtschaftung, wie die Verdunstung, die Grundwasserneubildung und 
den Abfluss des Niederschlagswassers. Der Fachbeitrag berücksichtigt die geplante 
Dachbegrünung, die versickerungsfähigen (Pflaster-) Flächen und die Grün- und Ge-
hölzflächen sowie das Ergebnis der "Ergänzende umwelttechnische Untersuchungen" 
(vgl. Kap. 4.8.2). 
Das Entwässerungskonzept im Rahmen der Wasserhaushaltsbilanz legt dar, dass ein 
Großteil der anfallenden Niederschläge der Dach- und Belagsflächen an die öffentliche 
Kanalisation angeschlossen wird. Das restliche Regenwasser versickert seitlich in die 
Grünflächen. Als Vorgabe für die Einleitbeschränkung wird ein mittlerer Spitzenab-
flussbeiwert von maximal 0,5 angesetzt. Zur Reduzierung des Spitzenabflussbeiwer-
tes wurden für die abflusswirksamen Flächen Materialien mit einem möglichst niedri-
gen Abflussbeiwert gewählt. 
Zusammenfassend stellt der Fachbeitrag fest, dass "durch die verschiedenen Maß-
nahmen ein ausgewogener Wasserhaushalt erzielt wird. Hervorzuheben ist insbeson-
dere der hohe Anteil an Verdunstung, der durch Dachbegrünung und Bepflanzung er-
zielt wird." 

 
3 Ergänzende umwelttechnische Untersuchungen-Detailuntersuchung, terraplan, Ingenieurbüro für     

Umwelttechnik, Ober-Ramstadt, 26.03.2026 
4 Fachbeitrag Wasserhaushaltsbilanz, hofmann_röttgen Landschaftsarchitekten BDLA, Limburgerhof, 

21.11.2025 
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4.6. Schutzgut Luft / Klima 
Die klimatische Situation im Plangebiet ist aufgrund des hohen Versiegelungsgrads 
und der umgebenden Bebauung derzeit als ungünstig zu bewerten. Durch die Umset-
zung der Planung wird das Plangebiet durchgrünt und teilweise entsiegelt.  
Die Festsetzungen zur wasserdurchlässigen Gestaltung befestigter Flächen, zur 
Dachbegrünung und der damit verbundenen Regenwasserrückhaltung sowie zur An-
pflanzung von Bäumen und Gehölzstreifen lassen im Vergleich zur Bestandssituation   
eine kleinklimatische Verbesserung erwarten. Die Qualität und Ausgestaltung der 
Grün- und Freiflächen wird durch einen Außenanlageplan sichergestellt, der Teil des 
Vorhaben- und Erschließungsplans ist. 
Zum Bebauungsplan wurde im Auftrag der Stadt Weinheim eine Klimaexpertise ein-
geholt.5 Hier wurden Modellrechnungen zum "lokalen Strömungsgeschehen" (Wind) 
und zum "örtlichen Lufttemperaturfeld / Bioklima" (heißer Sommertag und warme Som-
mernacht) durchgeführt und bewertet. 
Aus den spezifischen Klimaverhältnissen der lokalen klimatischen Situation resultiert, 
"dass die geplante Bebauung zum einen durchlässig für bodennahe Windbewegungen 
angelegt ist und zum anderen grünordnerische Gestaltungsmaßnahmen Berücksichti-
gung finden, damit im Plangebiet und dessen Umgebung keine gravierenden thermi-
schen Zusatzbelastungen entstehen". 
Das Fazit der Expertise stellt fest, dass in der Gesamtbilanz der durchgeführten Klima-
analysen keine klimaökologischen Negativeffekte zu erwarten sind, die der geplanten 
Wohnbebauung entgegenstehen. Unvermeidbare strömungsdynamische Veränderun-
gen führen in den nächstgelegenen Wohnlagen zu keinen bedeutsamen Beeinträchti-
gungen der Belüftungsintensitäten. Eine gravierende thermische / bioklimatische Zu-
satzbelastung, die zu einer Überschreitung des ortstypischen Klimaniveaus in den be-
nachbarten Wohnlagen führt, ist ebenfalls nicht festzustellen. 
Hinsichtlich der zulässigen Nutzungen sieht der Bebauungsplan keine emittierenden 
Anlagen vor, sodass keine erheblichen Emissionen zu erwarten sind. Aufgrund der 
bereits bestehenden Grundbelastung durch die innerörtliche Lage ist durch die Pla-
nung von keiner erheblichen Beeinträchtigung des Schutzguts Luft auszugehen. 

4.7. Schutzgut Ort- und Landschaftsbild / Erholung 
Das Plangebiet befindet sich innerhalb einer von Ein- und Mehrfamilienhäusern ge-
prägten Wohngegend, die in der Regel zwei- bis dreigeschossig sind. Weiter südlich 
befinden sich teilweise Gewerbeeinheiten.  
Das Plangebiet zeichnet sich durch einen hohen Versiegelungsgrad aus. Hinsichtlich 
der Erholungsfunktion kann dem Gebiet keine relevante Bedeutung zugeschrieben 
werden. 
Die Umsetzung des Planvorhabens führt zu einer Aufwertung des Plangebiets. Durch 
die geplanten Gebäude und die Durchgrünung wird der bereits in die Jahre gekom-
mene Gebäudebestand ersetzt und neue Strukturen geschaffen. 
Erhebliche Beeinträchtigungen des Planvorhabens auf das Schutzgut sind nicht zu 
erwarten.  

 
5 Klimaexpertise zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan, ÖKOPLANA, Mannheim, 10.10.2025 
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4.8. Schutzgut Mensch 

 Schall 
Das Plangebiet wurde bisher durch einen Supermarkt genutzt, der durch regen Kun-
denverkehr geprägt wurde. Damit gingen insbesondere Lärmemissionen einher. Durch 
die geplante Nutzung kommt es zu einem gelegentlichen Anwohnerverkehr im Bereich 
der Tiefgaragenzufahrt, oberirdisch wird das Plangebiet von motorisiertem Verkehr 
freigehalten. Gegenüber der vorherigen Nutzung sind geringere Belastungen durch 
Lärm und/oder Schadstoffe zu erwarten.  
Zum Nachweis möglicher Störungen wurde eine schalltechnische Untersuchung6 
durchgeführt, die die Einwirkungen des Verkehrslärms auf das Plangebiet sowie die 
Geräuscheinwirkungen durch den plangebenden Verkehr auf die Nachbarschaft un-
tersucht und bewertet.  
Hiernach sind im gesamten Plangebiet die Orientierungswerte "Verkehr" der DIN 
18005 /1/ für Allgemeine Wohngebiete (WA) von tags/nachts 55/45 dB(A) eingehalten.  
Durch die Unterbringung des ruhenden Verkehrs in einer Tiefgarage entfallen störende 
Geräusche des Parkierungsverkehrs wie z.B. Türenschlagen, Autoradio, Motorstart, 
Eiskratzen oder Ähnliches.  
Weiterhin nimmt das Verkehrsaufkommen beim Vergleich der Vorhabenplanung mit 
dem Prognose-Nullfall 2035 in den umliegenden Straßen überwiegend ab. In jenen 
Straßenabschnitten, in denen eine Verkehrszunahme erfolgt, ist diese so gering, dass 
keine signifikante Änderung des Straßenverkehrslärms zu erwarten ist.  
Nach den Ergebnissen der schalltechnischen Untersuchung sind über den obligatori-
schen, objektbezogenen Schallschutznachweis im Rahmen des Baugenehmigungs-
verfahrens hinaus, keine Maßnahmen oder Festsetzungen im Bebauungsplanverfah-
ren erforderlich. 

 Bodenverunreinigungen / Altlasten 
Die beiden Grundstücke innerhalb des Geltungsbereichs sind unter der Objektnummer 
04605-001 "Sitzmöbelfabrik Würth-Neub, Johannisstraße 2" im Boden- und Altlasten-
kataster des Landratsamtes verzeichnet. Im Auftrag des Landratsamtes wurde im Jahr 
2005 ein Gutachten zur Gefahrverdachtserforschung durchgeführt7. Im Ergebnis 
wurde an allen Sondierungspunkten künstliche Auffüllungsschichten mit Beimengun-
gen von Bauschutt, Ziegelbruch und Schlacke festgestellt. Eine von der Auffüllungs-
schicht bzw. den Bodenverunreinigungen potentiell ausgehende Gefährdung der 
Schutzgüter Grundwasser und Mensch ist bei der derzeit vollständig vorhandenen Be-
bauung bzw. Versiegelung nicht gegeben. Bei Entfernen der Oberflächenversiegelung 
wird es aber erforderlich, die vorliegenden Schadstoffgehalte bezüglich der neuen Si-
tuation zu bewerten und den Handlungsbedarf im Einzelfall neu festzulegen.  

 
6 Schalltechnische Untersuchung; Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Johannisstraße“, Dr. 

Gruschka Ingenieurgesellschaft mbH; 17.06.2024 
7 Gefahrverdachtserforschung der altlastenverdächtigen Fläche Objekt-Nr. 4605 "Sitzmöbelfabrik 

Würth-Neub", Helmut Reutemann GmbH, Mannheim 14.10.2005 
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Im Bereich der vorhandenen Gebäude fanden daher nach deren Leerstand im Januar 
2026 weitere Untersuchungen statt8. Diese kamen zu dem Ergebnis, dass Böden und 
Auffüllungsschichten mit den festgestellten Schadstoffbelastungen PAK, Benzo[a]py-
ren, Chrom und PCB zum Teil die Prüfwerte der Bundes-Bodenschutz- und Altlasten-
verordnung (BBodSchV) für den Wirkungspfad Boden-Mensch (Nutzungskategorie 
Wohngebiet) und Boden-Grundwasser überschreiten.  
Nach Maßgabe des Gutachtens und in Absprache mit dem Landratsamt sind daher 
die belasteten Böden und Auffüllungen zu entfernen und zu entsorgen. 
Durch den geplanten Rückbau der vorhandenen Bebauung und der Versiegelung be-
steht zudem grundsätzlich das Risiko der Auswaschung von Schadstoffen in das 
Grundwasser. Auch aus diesem Grund wird empfohlen, mit der Entfernung der Ober-
flächenversiegelung den obersten, sandig-kiesigen Auffüllungshorizont in den Berei-
chen zu entfernen, in denen die Detailuntersuchung sowohl punktuell als auch flächig 
Schadstoffbelastungen mit PAK, Benzo[a]pyren, Chrom und PCB ergab. Weiterhin 
sind PCB-belastete Schluffschichten, die unter den sandig-kiesigen Auffüllungen 
erbohrt wurden, infolge der Entsiegelung zu entsorgen, um eine Mobilisierung der PCB 
zu vermeiden.   
Zusammenfassend stellt das Bodengutachten fest, dass mit dem Ausbau der schad-
stoffbelasteten Auffüllungen alle relevanten Schadstoffbelastungen entfernt werden. 
Der weitere Baugrubenaushub kann somit unabhängig von Schadstoffbelastungen 
nach den technischen Erfordernissen erfolgen, wie bspw. der Ausbau von Schluff-
schichten in Grundstücksbereichen, wo die Versickerung von Niederschlagswasser 
erfolgen soll.  
Es wird darauf hingewiesen, dass es sich bei den bisherigen umwelttechnischen und 
abfalltechnischen Untersuchungen trotz der Untersuchungsdichte nur um eine stich-
probenartige Erkundung handelt. Es kann somit nicht vollständig ausgeschlossen wer-
den, dass bei Aushub- und Rückbaumaßnahmen im Zuge der Umnutzung Auffälligkei-
ten auftreten oder mit den Untersuchungen nicht festgestellte Belastungen bzw. Be-
sonderheiten angetroffen werden. Daher wird eine fachtechnische Begleitung und Do-
kumentation der für die Umnutzung der Flurstücke Nr. 1101/5 und 1099/2 erforderli-
chen Aushub- und Rückbauarbeiten einschließlich der ordnungsgemäßen Entsorgung 
der anfallenden mineralischen Reststoffe empfohlen. 
Die erforderlichen Maßnahmen und deren Begleitung durch ein fachkundiges Ingeni-
eurbüro sind Gegenstand des Durchführungsvertrags. 
In der Planzeichnung des Bebauungsplans ist die gesamte Fläche des Geltungsbe-
reichs nach § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB als Fläche gekennzeichnet deren Böden erheblich 
mit umweltgefährdeten Stoffen belastet sind. 

 Kampfmittel 
Für die Fläche des Vorhabens wurde eine Kampfmittelvorerkundung durchgeführt.9 
Im Ergebnis konnten im Zuge der Archivrecherche und der Luftbildauswertung keine 
Verdachtsmomente für die Verursachungsszenarien „Luftangriffe“, „Bodenkämpfe“, 

 
8 Ergänzende umwelttechnische Untersuchungen-Detailuntersuchung, terraplan, Ingenieurbüro für   

Umwelttechnik, Ober-Ramstadt, 26.03.2026 
9 Orientierende Kampfmittelvorerkundung, Bullinger GmbH, Igensdorf, 30.04.2024 
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„Munitionsvernichtung“, „Militärischer Regelbetrieb“ oder „Munitionsproduktion und -
lagerung“ im Auswertegebiet und im Bereich des 50-m-Puffers ermittelt werden.  
Nach Auswertung der Luftbilder können im Planungsbereich keine konkreten Hinweise 
auf Kampfhandlungen festgestellt werden. Der Standort fällt in Anlehnung an die Bau-
fachlichen Richtlinien Kampfmittelräumung (2018) in die Kategorie 1.  Ein konkreter 
Kampfmittelverdacht hat sich dementsprechend nicht bestätigt.  
Daraus lässt sich nach den BfR KMR kein unmittelbarer Handlungsbedarf ableiten. 
Hiervon unberührt bleibt das nicht ausschließbare Restrisiko von Zufallsfunden. 

4.9. Schutzgut Kultur- und Sachgüter 
Es sind keine Auswirkungen auf Kultur- und Sachgüter zu erwarten. 

4.10. Wirkungsgefüge und Wechselwirkungen zwischen den Schutzgü-
tern 

Über die bereits dargestellten Auswirkungen hinausgehende erheblichen Wechselwir-
kungen zwischen den einzelnen Schutzgütern sind nach derzeitigem Kenntnisstand 
nicht zu erwarten.  

5. Abwägung und Begründung der Festsetzungen und Örtlichen 
Bauvorschriften 

5.1. Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen 

 Art der Nutzung 
Entsprechend des städtebaulichen Konzeptes soll die planungsrechtliche Grundlage 
für ca. 30-35 Wohneinheiten geschaffen werden. Vor diesem Hintergrund wird für die 
Art der baulichen Nutzung ein allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt, um eine 
kleinräumige Durchmischung zu ermöglichen. Aufgrund der Lage, der Gebietsgröße 
und der Erschließung durch Anliegerstraßen sind Gartenbaubetriebe und Tankstellen 
unzulässig. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 
Zwecke sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes oder Anlagen für Verwaltungen 
sind aufgrund ihres potentiellen Flächenbedarfs und einer möglichen atypischen Aus-
prägung nur ausnahmsweise zulässig.  
Die Festsetzung des allgemeinen Wohngebietes mit der genannten Differenzierung 
entspricht dem Planungsziel zur vorrangigen Schaffung eines innerstädtischen Woh-
nungsangebotes, sie entspricht weitgehend dem Charakter der Umgebung und sorgt 
dafür, dass Störungen innerhalb des Gebietes und in der Nachbarschaft so weit wie 
möglich ausgeschlossen sind. Mit der festgesetzten Gebietsart wird eine gewisse Fle-
xibilität etwa für untergeordnete, nicht störende Geschäfts- und Büronutzungen ermög-
licht. 
Aufgrund der (wohnverträglichen) Nutzungsmischung der Umgebung und der genann-
ten, optionalen internen Nutzungsmischung wird auf die Festsetzung eines reinen 
Wohngebietes (WR) verzichtet.  
Die Festsetzung eines urbanen Gebietes (MU) scheidet aus, da die in der Baunut-
zungsverordnung genannte Bandbreite der Nutzungen über das Wohnen hinaus, von 
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Gewerbebetrieben, sozialen, kulturellen und anderen Einrichtungen reicht und auf-
grund der Flächengröße nicht zu erreichen und angesichts der Charakteristik der Um-
gebung und nicht gerechtfertigt wäre.   
Weiterhin scheidet ein Mischgebiet (MI) aus, da hier eine Gleichwertigkeit von Wohn- 
und Gewerbenutzungen erforderlich wäre und dem prioritären Wohnungsbau entge-
genstehen würde. Weiterhin wäre der zulässige Störgrad von möglichen Gewerbenut-
zungen im Mischgebiet deutlich höher als im nun festgesetzten allgemeinen Wohnge-
biet.  

 Maß der baulichen Nutzung 
Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Höhe der baulichen Anlagen und die 
Grundflächenzahl (GRZ) festgesetzt. Die getroffenen Festsetzungen ermöglichen eine 
zwei- bis dreigeschossige Bebauung zuzüglich eines Staffelgeschosses und sichern 
ein städtebaulich sinnvolles und verträgliches Nutzungsmaß. Die Festsetzung einer 
Geschossflächenzahl (GFZ) oder die Anzahl der zulässigen Geschossfläche ist nicht 
erforderlich, da das Maß der baulichen Nutzung durch die Grundflächenzahl und die 
maximal zulässigen Wand- und Gebäudehöhen hinreichend konkret definiert ist. 
Höhe der baulichen Anlagen 

Der Bebauungsplan setzt zur eindeutigen Bestimmung der zulässigen Gebäudehöhen 
für jede überbaubare Fläche eine maximal zulässige Gebäudehöhe (GH), jeweils in 
Meter über Normalnull (NN) fest. Die Gebäudehöhe entspricht dem höchsten Punkt 
der Dachhaut. Unter Berücksichtigung der Geschossigkeit und der Gebäudehöhen in 
der Nachbarschaft werden in der Johannisstraße zwei- bis dreigeschossige Gebäude 
zuzüglich Staffelgeschoss zugelassen, wobei das Staffelgeschoss auf der östlichen 
und südlichen Seite zurückspringt. Das Eckgebäude an der Einmündung Paul-
straße/Johannisstraße sowie das Gebäude im Innenbereich orientieren sich stärker an 
der Paulstraße Nr. 22. Hier sind die Höhen so festgesetzt, dass eine dreigeschossige 
Bebauung zuzüglich Staffelgeschoss zulässig ist. Auch hier springt das oberste Ge-
schoss zum Teil deutlich von dem darunterliegenden Geschoss zurück. Staffelge-
schosse sind als Dachgeschosse (D) zu verstehen. 
Ausnahmsweise Überschreitung der festgesetzten Höhe baulicher Anlagen 

Der Bebauungsplan lässt eine Überschreitung der festgesetzten Höhe baulicher Anla-
gen von bis zu 1,5 m zu. Durch die zulässigen Überschreitungen der festgesetzten 
Gebäudehöhe durch Dachaufbauten und technische Anlagen wird sichergestellt, dass 
Überschreitungen im gewissen Umfang möglich sind, aber gleichzeitig auf ein notwen-
diges Mindestmaß beschränkt werden. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, 
dass regelmäßig technische Aufbauten erforderlich sein können, die z.B. im Dachbe-
reich installiert werden sollen.  
Darüber hinaus müssen alle die maximal zulässigen Gebäudehöhen überschreitenden 
Aufbauten von den Außenwänden um das Maß ihrer größten Höhe zurückversetzt 
werden. Dadurch wird sichergestellt, dass die genannten Aufbauten vom Straßenni-
veau aus nicht in erheblichem Umfang wahrnehmbar sind. 
Grundflächenzahl 

Die Grundflächenzahl (GRZ) ist mit maximal 0,6 festgesetzt und liegt dabei oberhalb 
dem in § 17 BauNVO genannten Orientierungswert für Obergrenzen in allgemeinen 
Wohngebieten. Weiterhin ist eine Überschreitung der zulässigen Grundflächenzahl 
durch bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche (Tiefgarage) bis zu einer 
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GRZ von 0,9 zulässig. Die Festsetzungen zur Grundflächenzahl und zur Überschrei-
tung der Orientierungswerte der Baunutzungsverordnung entsprechen der im bisheri-
gen Planverfahren abgestimmten Vorhabenplanung und dem städtebaulichen Ziel ei-
ner guten Ausnutzung des ohnehin anthropogen überformten Bodens.  Dabei soll ins-
besondere die Erschaffung von familiengerechtem Wohnungsbau auf einer innerstäd-
tischen, bisher bereits weitgehend überbauten und versiegelten Fläche ermöglicht 
werden. Auswirkungen der Überbauung und Unterbauung durch eine Tiefgarage wer-
den durch umfassende Pflanzmaßnahmen, Dachbegrünung, Baumplanzungen sowie 
eine weitgehende Zurückhaltung des Niederschlagswassers so weit wie möglich kom-
pensiert.  
Insgesamt entspricht das geplante und festgesetzte Nutzungsmaß dem städtebauli-
chen Ziel einer sinnvollen Aufwertung und Verdichtung der innerstädtischen Fläche 
sowie der Nutzung vorhandener Infrastruktur, der Schaffung von Wohnraum sowie 
dem sparsamen Umgang mit Grund und Boden. 

 Bauweise 
Die festgesetzte Bauweise orientiert sich an der Bauweise der Umgebung und dem 
städtebaulichen Konzept. Danach wird in der Paulstraße entsprechend der Bestands-
bebauung eine geschlossene Bauweise festgesetzt, die das Heranbauen an die Paul-
straße Nr. 22 und die seitliche Grundstücksgrenze an der Johannisstraße sichert. Im 
übrigen Planbereich ist die offene Bauweise mit den jeweiligen Abstandsflächen ent-
sprechend der Landesbauordnung festgesetzt. Damit wird in diesem Bereich die dort 
vorherrschende offene Bauweise der Nachbarschaft aufgegriffen. 

 Überbaubare Grundstücksflächen, Baugrenzen 
Entsprechend der Vorhabenplanung werden die überbaubaren Flächen für die vier ge-
planten Mehrfamilienhäuser durch Planeintrag von Baugrenzen festgesetzt. Die Größe 
der überbaubaren Grundstücksflächen ist so gewählt, dass Terrassen, überdachte 
Stellplätze und Überdachungen der Eingangsbereiche etc. beinhaltet sind und für ge-
ringfügige Änderungen eine gewisse Flexibilität erhalten bleibt. Die überbaubaren Flä-
chen ermöglichen eine Bautiefe, die über die bisherigen Gebäudetiefen hinausgehen 
und die bereits beschriebene Nachverdichtung im Sinne einer optimalen Ausnutzung 
ermöglicht. Bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche (Tiefgarage) und un-
tergeordnete Nebenanlagen wie z.B. eine ggf. erforderliche Trafostation, sind entspre-
chend § 23 Abs.5 BauNVO auch außerhalb der überbaubaren Flächen zulässig. 
Eine engere Begrenzung oder die Festsetzung von Baulinien ist angesichts der unter-
schiedlichen und vielfältigen Stellungen der Gebäude in der Nachbarschaft nicht ziel-
führend.  

 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-
den, Natur und Landschaft 

Die entsprechenden Festsetzungen dienen zur Vermeidung, Minimierung und Kom-
pensation nachteiliger Auswirkungen auf die Belange des Boden-, Natur-, und Land-
schaftsschutzes.  
Wasserdurchlässige Gestaltung befestigter Freiflächen 

Im Sinne des Bodenschutzes, der Minimierung von Versiegelung sowie der Rückhal-
tung, Verdunstung und Versickerung von Niederschlagswasser sind die Fahrflächen 
und Wege, die Feuerwehrzufahrt und Aufstellflächen sowie sonstige befestigte Grund-
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stücksflächen mit versickerungsfähiger Oberfläche (z.B. Drainagepflaster, Fugenpflas-
ter o. ä.) herzustellen. Der gesamte, durchschnittliche Abflussbeiwert für die genann-
ten Flächen darf max. 0,5 betragen. 
Durch die Festsetzung wird eine Vollversiegelung in den genannten Bereichen verhin-
dert, was dem Schutz des Bodens, der Grundwasseranreicherung und dem vorbeu-
genden Hochwasserschutz dient.  
Der Abflussbeiwert von maximal 0,5 gewährleistet eine anteilige Versickerung des an-
fallenden Regenwassers. Der Wert entspricht der gängigen Praxis und wird in der 
Fachliteratur empfohlen10. Eine Befestigung und gute Nutzbarkeit der Flächen wird 
dennoch ermöglicht, weil der festgesetzte Abflussbeiwert, z.B. durch Pflaster mit offe-
nen Fugen, Verbundsteine mit Fugen oder Rasengittersteinen, erreicht werden kann. 
Das Niederschlagswasser kann somit auf kurzem Wege dem natürlichen Wasserkreis-
lauf wieder zugeführt werden. 
Insektenfreundliche Beleuchtung 

Zum Schutz nachtaktiver Insekten ist festgesetzt, dass die Außenbeleuchtung aus-
schließlich in insektenschonender Bauweise (geschlossener Leuchtkörper, gerichteter 
Lichtkegel, Oberflächentemperatur max. 40°) und Leuchtmitteln mit nicht anlockendem 
Lichtspektrum (geringer UV-Anteil; Farbtemperatur von max. 2.700 K) zulässig sind.  
Eine Abstrahlung des Lichts ist ausschließlich nach unten, auf die notwendig zu be-
leuchtenden Flächen zulässig. Leuchtkörper mit diffuser Abstrahlung wie z.B. Pilz-
leuchten sind unzulässig.  
Die Außenbeleuchtung muss zwischen 22 und 6 Uhr bedarfsgesteuert erfolgen. Eine 
Fassadenbeleuchtung oder eine Anstrahlung der Fassade sind nicht zulässig. 
Insgesamt soll die Beleuchtungssituation innerhalb des Plangebietes hinsichtlich des 
Artenschutzes (insbesondere für Insekten und Fledermäuse) deutlich verbessert wer-
den und gleichzeitig die Sicherheit, Orientierung und Lebensqualität für Bewohner/in-
nen und Besucher/innen gewährleistet werden.    
Warmweißes Licht mit einer Farbtemperatur < 2.700 K hat geringe Blauanteile und ist 
für Insekten weniger attraktiv als neutralweiße Lichtquellen mit bis zu 6.000 K und führt 
somit zu weniger negativen Auswirkungen auf Insekten.11 Diverse Studien legen nahe, 
dass warmweißes Licht in der Regel weniger Insekten anzieht als neutral- oder kalt-
weiße Leuchtmittel. In der "Planungshilfe für Kommunen" des Biosphärenreservats 
Rhön wird für Straßenbeleuchtung eine Farbtemperatur von max. 3.000 K empfohlen, 
in höherwertigen Schutzgebieten 2.200 K. In der Broschüre „Vogelfreundliches Bauen 
mit Glas und Licht“ der Schweizerischen Vogelwarte Sempach, u. a. mit Unterstützung 
des BUNDs, des Bundesamts für Naturschutz und des NABUs wird mittlerweile nur 
noch eine Farbtemperatur von 2.700 K für bebaute Bereiche empfohlen, in durchgrün-
ten Siedlungsgebieten sogar nur 1.800 – 2.200 K. Aufgrund dessen wird für das Bau-
gebiet die Farbtemperatur auf maximal 2.700 K festgesetzt. 
Da Licht, das in und oberhalb der Horizontalen ausstrahlt, sehr lange Streuwege in die 
Atmosphäre hat, sind die Leuchten so auszubilden, dass eine Lichteinwirkung nur auf 
die zu beleuchtende Fläche und nicht in Richtung des Himmelskörpers oder über die 

 
10 LUBW, Technische Regeln zur Ableitung und Behandlung von Straßenoberflächenwasser 
11 Mag. Dr. Peter Huemer, Mag. Hannes Kühtreiber, Mag. Dr. Gerhard Tarmann (2010):  

 Anlockwirkung moderner Leuchtmittel auf nachtaktive Insekten - Ergebnisse einer Feldstudie in Tirol 
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Horizontale hinaus erfolgt, um so die Wirkung des Lichts auf die Umgebung und somit 
die Anziehung von Insekten zu minimieren. Die insektendichte Einhausung verhindert 
das Eindringen von Insekten in das Gehäuse.  

 
Abbildung 4: Abstrahlungsrichtung verschiedener Leuchten (Quelle: „Vogelfreundliches Bauen mit Glas 
und Licht“; Schweizerische Vogelwarte Sempach; S. 55; 2022 
Über die festgesetzte Art des Leuchtmittels, der Leuchtenbauweise und der gerichte-
ten Abstrahlung hinaus wird durch eine Bedarfsteuerung der Leuchten im Nachtzeit-
raum von 22 – 6 Uhr gem. § 21 Landesnaturschutzgesetz BW die "Lichtverschmut-
zung" im Quartier deutlich reduziert.  
Dacheindeckungen 

Die Festsetzung zu Materialien bei Dacheindeckungen, Dachrinnen und Fallrohren 
vermeidet den Eintrag von Schwermetallen wie Kupfer Blei und Zink in Boden und 
Grundwasser. 
Vermeidung von Vogelschlag an Glasfassaden 

Zum Schutz vor Vogelschlag müssen zusammenhängende Fensterbereiche und Glas-
flächen ab einer Größe von 4 m² mit Vogelschutzglas entsprechend dem Stand der 
Technik ausgestattet werden.  
Glasflächen oder Fenster können insbesondere durch Spiegelungen natürlicher Grün-
strukturen eine Gefahr für Vögel darstellen. Durch die Verwendung von Vogelschutz-
glas kann das Kollisionsrisiko minimiert werden. Geeignete Maßnahmen hierfür kön-
nen beispielsweise der Publikation „Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ der 
Schweizerischen Vogelwarte entnommen werden.  
Betroffen von Vogelschlag sind hauptsächlich „großflächige, ungegliederte“ Glasflä-
chen. Eine genaue Größenangabe wird in der Fachliteratur nicht genannt, weil sich 
stets auch weitere Kriterien wie Reflektionsgrad, Umgebung etc. auswirken. Um si-
cherzustellen, dass „großflächige, ungegliederte“ Glasfassaden nicht zu einer Todes-
falle für Vögel werden, wird eine Verpflichtung zur Ausrüstung dieser Flächen mit Vo-
gelschutzglas festgesetzt. Vor dem Hintergrund der Bebauungsstruktur und der Bau-
form ist davon auszugehen, dass dies v. a. große Fenstern und Glastüren betrifft oder 
auch Glasgeländer bspw. am Balkon oder ein Windschutz aus Glas. Da im geplanten 
Vorhaben viele Fenster regelmäßig von geschlossenen Wand- oder Dachflächen um-
geben sind, also nicht z.B. als durchgehende gläserne Eckelemente ausgeführt sind, 
ist es angemessen und geboten, nicht für jedwede Fenstergröße spezielle Vorkehrun-
gen gegen Vogelschlag vorzusehen. Lediglich bei größeren Fenstern besteht das 
deutlich gesteigerte Risiko, dass diese von Vögeln regelmäßig nicht erkannt werden. 
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Die Vorgabe von 4 m² umfasst bspw. eine zweiflügelige Terrassentür, die – je nach 
Ausführung – ca. 2 x 2 m groß ist und somit vor dem Hintergrund der Bebauungsstruk-
tur großflächig in Erscheinung tritt und zwar unabhängig davon, ob ggf. schmale Spros-
sen zwischen einzelnen Fensterscheiben liegen oder nicht.  
Die Festsetzung kann aufgrund von § 1 (6) Nr. 7 BauGB in den Bebauungsplan auf-
genommen werden. Demnach sind die „Belange des Umweltschutzes […] insbeson-
dere a) die Auswirkungen auf Tiere […]“ zu berücksichtigen. Der Begriff „Vogelschutz-
glas“ wurde als solcher vom OVG Schleswig-Holstein bestätigt (Schleswig-Holsteini-
sches OVG, Urteil vom 22.11.2021 - 1 KN 13/16) und ist für den Adressaten ohne 
Weiteres erkennbar. 

 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzun-
gen 

Dachbegrünung 

Alle Dächer von Gebäuden (gem. § 2 LBO BW) mit einem Neigungswinkel von bis zu 
15° und einer Mindestgröße von 15 m² sind auf mindestens 70 % ihrer Fläche mit einer 
Substratschicht von mindestens 10 cm zu versehen und dauerhaft extensiv zu begrü-
nen.  
Durch die Festsetzung wird gewährleistet, dass Dächer ab einer Größe von 15 m² 
begrünt werden. Dies umfasst auch größere Nebenanlagen. Kleinere Nebenanlagen 
sind hiervon ausgenommen, da hier eine Dachbegrünung regelmäßig technisch und 
wirtschaftlich schwer umsetzbar ist. Der Effekt solcher Gründächer ist zudem relativ 
gering.  
Durch eine extensive Dachbegrünung werden klimawirksame Oberflächen geschaf-
fen, die das örtliche Klima durch Verdunstung und verminderte Wärmespeicherung 
positiv beeinflussen. Dadurch können z. B. am Tag sommerliche Extremwerte der 
Oberflächentemperaturen gedämpft werden. Weiterhin dient Dachbegrünung als Nie-
derschlagsretentionsmaßnahme, durch die Regenwasser zurückgehalten wird. Dies 
wirkt sich positiv auf den Wasserhaushalt aus, indem z. B. Abflussspitzen minimiert 
werden. Außerdem können extensive Dachbegrünungen Sekundärbiotope für an 
diese speziellen Lebensbedingungen angepasste Tiere und Pflanzen bieten.  
Die Substratschicht mit einer Mindeststärke von 10 cm wurde gewählt, um eine funkti-
onale und effektive extensive Dachbegrünung bei möglichst geringen Kosten herstel-
len zu können.  
Eine Kombination der Dachbegrünung mit Photovoltaikanlagen oder solarthermi-
schen Anlagen ist möglich und erwünscht, sofern die dauerhafte Begrünung der Dach-
fläche sichergestellt ist. Damit wird neben direkten Maßnahmen für den Klimaschutz 
vor Ort auch ein Beitrag zur Gewinnung regenerativer Energien geleistet. 
Die nicht überbaute Tiefgarage und die sonstigen unterbauten Flächen ohne sonstige 
bauliche Anlagen im Sinne von § 19 Abs. 4 BauNVO sind mit einer geeigneten Vege-
tationssubstratschicht von durchschnittlich 0,5 m je Baugrundstück für eine intensive 
Begrünung zu überdecken. Im Bereich von Baumanpflanzungen muss die Substrat-
schicht mindestens 0,7 m betragen. Diese Höhe kann auch durch Aufhügelungen oder 
Pflanzbeete hergestellt werden, sodass auch in diesen Bereichen eine Begrünung er-
folgen kann. 
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Baumpflanzungen 

Im Bebauungsplan ist durch Planeintrag von anzupflanzenden Bäumen festgesetzt, 
dass innerhalb des Plangebietes mindestens 15 standortgerechte, nicht invasive Laub-
bäume in einer definierten Größe und Qualität anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten 
sind.  
Die Festsetzung der Anpflanzung von standortgerechten und nicht invasiven Laubbäu-
men zweiter oder dritter Ordnung (vgl. Pflanzenliste unter Ziff. III. 2 der Hinweise im 
Bebauungsplan) dient der Gewährleistung einer Mindestbegrünung. Diese dienen im 
bebauten und befestigten Bereich neben dem allgemeinen Schutz von Pflanzen, Tie-
ren und ihren Lebensräumen als Teil des Naturhaushaltes vorrangig der Verbesserung 
bzw. der Erhaltung der natürlichen Bodenfunktionen, der Versickerung von Nieder-
schlägen und der Beschattung / Luftbefeuchtung durch Vegetationsbestände. Grünflä-
chen und Pflanzen dienen darüber hinaus der städtebaulichen Gestaltung, z. B. durch 
eine optische Raumwirksamkeit oder als Identifikationsmerkmale. Die angeführten po-
sitiven ökologischen und gestalterischen Wirkungen gelten insbesondere für Gehölz-
bestände. Aus diesem Grund wird für die Fläche die Anpflanzung von Laubbäumen 
zweiter oder dritter Ordnung festgesetzt. 
Auf die Festsetzung von heimischen Arten wird in diesem Fall verzichtet, da es sich 
um einen Standort in sehr verdichteter Lage handelt, an dem aufgrund der sich än-
dernden klimatischen Bedingungen viele heimische Arten nicht mehr überleben. Auf-
grund dessen wird auch auf angepasste, nicht heimische Arten zurückgegriffen, die 
auch gegenüber dem Innenstadtklima resilient sind. Gleichzeitig wird durch die Ein-
grenzung auf nicht invasive Arten (siehe auch § 7 Abs. 2 Nr. 9 BNatSchG) gewährleis-
tet, dass der Biodiversität Rechnung getragen wird. 
Die Festsetzung des Mindeststammumfangs sorgt bereits zum Zeitpunkt der Pflan-
zung für ein gewisses Grünvolumen und die hiermit verbundene gestalterische Wir-
kung und ökologische Wertigkeit der Bäume. 
Die detaillierte Darstellung der Durchgrünung des Plangebietes und die Gestaltung der 
Freiflächen sind Gegenstand des Freiflächenplans im Rahmen des Vorhaben- und Er-
schließungsplans. 

5.2. Örtliche Bauvorschriften 
Die örtlichen Bauvorschriften beinhalten Regelungen zur äußeren Gestaltung bauli-
cher Anlagen (Dachgestaltung) zu Werbeanlagen sowie zu Einfriedungen und Ord-
nungswidrigkeiten. 

 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 
Als zulässige Dachform sind nur flache und flachgeneigte Dächer bis maximal 15° 
Dachneigung in Anlehnung an das städtebauliche Konzept festgesetzt. Die Dachge-
staltung fügt sich in die recht heterogen Dachlandschaft der unmittelbaren Umgebung 
ein und ermöglicht eine zeitgemäße Architektursprache mit einer hohen Wohnqualität 
in den obersten Geschossen.  

 Werbeanlagen 
Werbeanlagen sind aufgrund der geplanten Wohnbebauung ausschließlich im Bereich 
der Einmündung Paulstraße/Johannisstraße zulässig, da hier die Option für eine kleine 
Gewerbeeinheit im Erdgeschoss besteht. Die Art der zulässigen Werbeanlage, der 
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Anbringungsort, die Größe sowie die Möglichkeit einer Hinterleuchtung etc. sind diffe-
renziert festgesetzt. Fremdwerbung und störende Anlagen, etwa mit bewegtem oder 
blinkendem Licht sowie Laserwerbung o. ä. sind ausgeschlossen. Mit den Vorschriften 
über die Zulässigkeit und Gestaltung von Werbeanlagen wird dem Gestaltungsan-
spruch für das neue Quartier Rechnung getragen und eine visuelle Dominanz der Wer-
beanlagen sowie Überformungen der Fassade und Störungen durch Lichteffekte etc. 
vermieden sowie eine gestalterisch schlüssige Gesamtkonzeption gesichert. Im Falle 
einer Ansiedlung von mehreren Betrieben sind die zulässigen Werbeanlagen gemein-
sam von den Betrieben anteilig Ihrer Betriebsfläche zu nutzen. Dies soll eine weitere 
Ausdehnung bzw. Vergrößerung der Werbeanlagen mit den genannten negativen Aus-
wirkungen auf die Umgebung vermeiden. 

 Einfriedungen 
Einfriedungen sind bis zu einer Gesamthöhe von maximal 1,20 m gemessen ab der 
Geländeoberfläche zulässig. Dadurch wird sichergestellt, dass sie das Orts- und Stra-
ßenbild nicht negativ beeinflussen und die mit ihnen verbundenen möglichen Sichtbe-
hinderungen im Straßenraum minimiert werden. Einfriedungen in einer Höhe von 1,2 
m können von Erwachsenen überblickt werden, eine Abschottung des Baugrundstücks 
und ein damit verbundener negativer Einfluss auf das städtebauliche Erscheinungsbild 
werden somit vermieden. Gleichzeitig ermöglicht die Festsetzung eine ausreichend 
hohe Einfriedung der Baugrundstücke, die dem Bedürfnis nach Sicherheit und Abgren-
zung Rechnung trägt, die Privatsphäre schützt und die insbesondere von Kindern und 
Haustieren nicht ohne Weiteres überwunden werden kann. Zugunsten einer Durch-
querungsmöglichkeit der Grundstücke für Kleintiere wie z.B. Igel, muss die Unterkante 
von Einfriedungen, die keine Mauern oder Stützmauern sind, mit einem Bodenabstand 
von mindestens 10 cm errichtet werden. 

6. Verzeichnis der Gutachten 
 Gefahrverdachtserforschung der altlastenverdächtigen Fläche Objekt-Nr. 4605 

"Sitzmöbelfabrik Würth-Neub", Helmut Reutemann GmbH, Mannheim 
14.10.2005 

 Ergänzende umwelttechnische Untersuchungen-Detailuntersuchung, terraplan, 
Ingenieurbüro für Umwelttechnik, Ober-Ramstadt, 26.03.2026 

 Artenschutzrechtliche Potentialanalyse, bioplan GbR, 08.05.2024 
 Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung, bioplan GbR, 25.10.2024 
 Luftbildauswertung - Orientierende Kampfmittelvorerkundung, Bullinger GmbH, 

30.04.2024   
 Schalltechnische Untersuchung; Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Johan-

nisstraße“, Dr. Gruschka Ingenieurgesellschaft mbH; 17.06.2024 
 Fachbeitrag Wasserhaushaltsbilanz, hofmann_röttgen Landschaftsarchitekten 

BDLA, Limburgerhof, 21.11.2025 
 Klimaexpertise zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan, Ökoplana, Mannheim, 

10.10.2025 
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